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Verträge zwischen nahen Angehörigen – Aktuelle Rechtsprechung 

 1. Besondere Anforderungen an Verträge zwischen nahen Angehörigen 

 2. Arbeitsverträge, Beratungsverträge 

 3. Mietverträge 

 4. Darlehensverträge 

1 Besondere Anforderungen an Verträge zwischen nahen Angehörigen 
Verträge mit nahen Angehörigen machen nicht nur aus steuerlichen Gründen in vielen Fällen Sinn. 
Da es aber an dem bei fremden Dritten üblichen Interessengegensatz zwischen den Parteien fehlt, 
müssen bei solchen Verträgen besondere Regeln eingehalten werden, damit eine steuerliche 
Anerkennung sichergestellt ist. Nicht zuletzt die Vielzahl an finanzgerichtlichen 
Auseinandersetzungen zeigt die besondere Problematik solcher Verträge. Im Folgenden stellen wir 
zu einzelnen Aspekten dieser Thematik aktuelle Rechtsprechung dar. Diese verdeutlicht nicht nur 
die bestehenden Rahmenbedingungen, sondern zeigt auch die möglichen Gestaltungsmöglichkeiten 
auf. 
Handlungsempfehlung: 

Sollen Verträge mit nahen Angehörigen abgeschlossen werden, so empfiehlt sich generell die Einholung 
steuerlichen Rats. Werden bestimmte Regeln eingehalten bzw. bestimmte Fehler vermieden, so können solche 
Verträge mit steuerlicher Wirkung anerkannt werden. 

2 Arbeitsverträge, Beratungsverträge 

a) Zielsetzung und steuerliche Problematik 
In kleineren Unternehmen arbeiten oftmals auch Familienangehörige mit. Eine Entlohnung dieser 
Tätigkeit ist nicht zuletzt in vielen Fällen aus steuerlicher Sicht vorteilhaft. So kann der 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 1 000 € genutzt werden und ggf. ist eine Pauschalbesteuerung des 
Arbeitslohns möglich. Daneben kann ein solches Arbeitsverhältnis zu einer günstigen Abdeckung 
der Krankenversicherungspflicht führen, wenn der monatliche Lohn 450 € übersteigt. Außerdem 
können Ansprüche in der Rentenversicherung erworben werden. 

Die Problematik bei Arbeitsverhältnissen mit dem Ehegatten oder auch mit Kindern besteht darin, 
dass abzugrenzen ist zwischen einer Mitarbeit auf arbeitsvertraglicher Grundlage einerseits und 
einer Mitarbeit auf familienrechtlicher Grundlage andererseits. 

Bei Letzterem besteht die Gefahr, dass die als „Arbeitslohn“ bezeichneten Zahlungen in Wirklichkeit 
Unterhaltszahlungen oder Zugewinn sind. 
Hinweis: 

Im Interesse einer effektiven Missbrauchsbekämpfung ist es nach der Rechtsprechung geboten und zulässig, 
an den Beweis des Abschlusses und an den Nachweis der Ernsthaftigkeit von Vertragsgestaltungen zwischen 
nahen Angehörigen strenge Anforderungen zu stellen. Ein steuerlich relevantes Näheverhältnis zwischen den 
Beteiligten kann auch mit einem Lebensgefährten oder sogar dessen Eltern bestehen. 

Kein Arbeitsverhältnis wird begründet, wenn jemand einen pflegebedürftigen Angehörigen in seinen Haushalt 
aufnimmt oder Großeltern ihr Enkelkind betreuen. Solche Leistungen vollziehen sich im Regelfall im Rahmen 
der familiären Lebensgemeinschaft und sind damit einkommensteuerlich nicht relevant. 

Hinsichtlich der steuerlichen Anerkennung eines Arbeitsverhältnisses sind zwei Prüfschritte 
erforderlich: 



1. Wird das Arbeitsverhältnis dem Grunde nach anerkannt? 
2. Falls ja: Ist das gezahlte Arbeitsentgelt fremdüblich? 

b) Steuerliche Anerkennung des Arbeitsverhältnisses dem Grunde nach 
In Bezug auf Arbeitsverhältnisse geht die ständige höchstrichterliche Rechtsprechung davon aus, 
dass Zahlungen an einen im Betrieb des Stpfl. mitarbeitenden Angehörigen als Arbeitslohn zu 
behandeln und beim Betriebsinhaber als Betriebsausgaben abziehbar sind, wenn  
– der Angehörige auf Grund eines wirksamen, inhaltlich dem zwischen Fremden Üblichen 

entsprechenden Arbeitsvertrags beschäftigt wird, 
– die vertraglich geschuldete Arbeitsleistung erbracht wird und  
– der Stpfl. seinerseits alle Arbeitgeberpflichten, insbesondere die der Lohnzahlung, erfüllt. 
Hinweis: 
Dabei werden strenge Maßstäbe angelegt. Die Intensität der erforderlichen Prüfung der Fremdüblichkeit der 
Vertragsbedingungen ist allerdings auch vom Anlass des Vertragsschlusses abhängig. Hätte der Stpfl. im Falle 
der Nichtbeschäftigung seines Angehörigen einen fremden Dritten einstellen müssen, wird der Fremdvergleich 
weniger strikt durchgeführt, als wenn der Angehörige für solche Tätigkeiten eingestellt wird, die üblicherweise 
vom Stpfl. selbst oder unentgeltlich von Familienangehörigen erledigt werden. 

Im ersten Schritt ist also zu prüfen, ob ein wirksamer Arbeitsvertrag besteht. Es besteht zwar kein 
Formzwang, aus Nachweisgründen sollte der Arbeitsvertrag aber möglichst schriftlich 
abgeschlossen werden. 
Hinweis: 

Hinsichtlich der steuerlichen Anerkennung des Arbeitsverhältnisses mit einem minderjährigen Kind ist die 
Bestellung eines Ergänzungspflegers nicht erforderlich. Arbeitsverhältnisse mit Kindern unter 15 Jahren sind 
allerdings wegen Verstoßes gegen das Jugendarbeitsschutzgesetz im Allgemeinen nichtig und deshalb auch 
steuerlich nicht anzuerkennen. 

Der Arbeitsvertrag muss vor Beginn der Tätigkeit abgeschlossen werden – rückwirkende 
Vereinbarungen werden steuerlich nicht anerkannt. In den Arbeitsvertrag sind die üblichen 
Regelungen aufzunehmen, z.B. Beschreibung des Arbeitsgebiets und der Arbeitszeiten, Urlaub, 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Kündigungsfristen usw. 

So hat z.B. das Finanzgericht Düsseldorf mit Urteil vom 4.7.2012 (Aktenzeichen 9 K 4673/08 E, 
Rev. BFH: IX R 37/12) einen zwischen getrennt lebenden Ehegatten geschlossenen Arbeitsvertrag, 
in dem die Vereinbarung des Umfangs der Wochenarbeitszeit sowie der konkreten Arbeitszeiten 
fehlte, als nicht fremdüblich abgelehnt. 
Handlungsempfehlung: 
Es ist sinnvoll, als Basis für den konkreten Arbeitsvertrag einen üblichen Musterarbeitsvertrag heranzuziehen. 

In einem zweiten Schritt ist zu prüfen, ob der Arbeitsvertrag tatsächlich vollzogen wurde. 
Insbesondere muss der Stpfl. den Nachweis erbringen, dass der Angehörige für die an ihn gezahlte 
Vergütung die vertraglich vereinbarte Arbeitsleistung erbracht hat. Dieser Nachweis kann auf 
verschiedene Weise geführt werden, in vielen Fällen bietet sich die Führung eines 
Arbeitszeitnachweises (Stundenaufschreibung) an. 
Hinweis: 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 6.11.2012 (Aktenzeichen 9 K 2351/12 E) entschieden, dass ein 
Ehegatten-Arbeitsverhältnis steuerlich nur anzuerkennen ist, wenn die Arbeitsleistung durch Festlegung der 
Arbeitszeiten geregelt oder durch Stundenaufzeichnungen nachgewiesen werden kann. Dem Urteil lag 
allerdings ein Fall zu Grunde, bei dem sich die Arbeitszeiten nicht bereits aus der Tätigkeit an sich ergaben. 

Der Arbeitgeber hat zudem insbesondere die Pflicht zur regelmäßigen Lohnzahlung und die 
Abführung von Sozialabgaben zu erfüllen. 
Hinweis: 
Es ist anzuraten, den Nettolohn zum vertraglich vereinbarten Termin auf ein Konto zu überweisen, auf das nur 
der mitarbeitende Familienangehörige Zugriff hat. Wird anders verfahren, z.B. bei einem 



Ehegatten-Arbeitsverhältnis der Lohn auf ein Konto gezahlt, über das die Ehegatten gemeinsam verfügen 
können, oder wird der Lohn wiederholt verspätet ausgezahlt, so scheitert hieran noch nicht die steuerliche 
Anerkennung des Arbeitsverhältnisses. Jedoch kann dies als Indiz dafür gewertet werden, dass die 
Vereinbarung tatsächlich nicht durchgeführt wird. 

Soll der Lohn bar ausgezahlt werden, so müsste dies im Vertrag als Auszahlungsmöglichkeit vereinbart sein 
und die Auszahlung sollte nur gegen Quittung erfolgen. 

c) Steuerliche Anerkennung der Höhe des Arbeitslohns 

aa) Maßstab: Fremdüblicher Arbeitslohn 
Wird das Arbeitsverhältnis dem Grunde nach anerkannt, so ist in einem weiteren Schritt zu prüfen, 
ob der gezahlte Arbeitslohn fremdüblich ist. Entscheidend für die Bemessung der Höhe der 
Vergütung sind üblicherweise die konkrete Arbeitsplatzbeschreibung und die tatsächlich an einem 
bestimmten Arbeitsplatz zu verrichtenden Tätigkeiten. Ist z.B. der Arbeitnehmer auf Grund 
Berufsausbildung bzw. Berufserfahrung im Grunde für die Tätigkeit überqualifiziert, so rechtfertigt 
dies keinen höheren Arbeitslohn. Ein fremder Dritter würde den konkreten Arbeitsplatz im Zweifel 
mit einem Arbeitnehmer besetzen, der die geforderte berufliche Qualifikation nachweist, aber auch 
nicht mehr. 
Hinweis: 

Neben dem laufenden Arbeitslohn können auch die unter Fremden üblichen Zusatzleistungen vereinbart 
werden. So hat der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 21.2.2014 (Aktenzeichen X B 181/13) klargestellt, dass im 
Rahmen eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses auch ein Firmenwagen zur privaten Nutzung überlassen werden 
kann. Allerdings müssten auch hier die konkreten Konditionen fremdüblich sein. Im Streitfall hatte das 
Niedersächsische Finanzgericht als Vorinstanz die Fremdüblichkeit der Pkw-Überlassung im Hinblick auf den 
zwischen dem Kläger und der Ehefrau vereinbarten Inhalt des Arbeitsverhältnisses (einfache Büro- und 
Reinigungsarbeiten), die geringe Höhe der Vergütung und die im Gegensatz dazu stehende uneingeschränkte 
Nutzungsmöglichkeit eines hochwertigen Pkw verneint (Urteil vom 21.8.2013, Aktenzeichen 3 K 475/11). Der 
BFH hat mit seinem o.g. Beschluss die Entscheidung des Finanzgerichts bestätigt. 

bb) Unangemessen hoher Arbeitslohn 
Wird ein unangemessen hoher Arbeitslohn gezahlt, so berührt dies allein die steuerliche 
Anerkennung eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses dem Grunde nach nicht. So hat jedenfalls das 
Niedersächsische Finanzgericht mit Urteil vom 7.1.2014 (Aktenzeichen 9 K 135/12) entschieden. 
Auch in diesem Fall ist in einem ersten Schritt zu prüfen, ob das Arbeitsverhältnis dem Grunde nach 
anzuerkennen ist. Ist dies zu bejahen, so wird eine überhöhte Gegenleistung beschränkt und nur in 
der angemessenen Höhe als Arbeitslohn und Betriebsausgabe anerkannt. 

Es ging um folgenden Streitfall: Der Stpfl. war verheiratet und erzielte als IT-Berater und 
Systemmanager Einkünfte aus selbständiger Arbeit, die Ehefrau war Hausfrau. Nach eigenen 
Angaben war sie darüber hinaus im Betrieb des Stpfl. als Bürogehilfin auf sog. 400 €-Basis 
beschäftigt. 

Ein schriftlicher Arbeitsvertrag konnte zu dem Ehegatten-Arbeitsverhältnis nicht vorgelegt werden. 
Der Stpfl. gab eine Beschreibung des Tätigkeitsfelds seiner Ehefrau ab. Die von der Betriebsprüfung 
angeforderten Arbeitsnachweise legte der Stpfl. nicht vor. 

Im Rahmen des Einspruchsverfahrens führte das Finanzamt eine Befragung der Ehefrau durch und 
kam zu dem Ergebnis, dass sie glaubhaft dargelegt habe, die vom Stpfl. beschriebenen Tätigkeiten 
der Art nach auch tatsächlich verrichtet zu haben. Danach war nach Auffassung des Finanzamts 
davon auszugehen, dass sich der Stpfl. und seine Ehefrau als Vertragsparteien über die 
Arbeitsbedingungen, d.h. die Art der Arbeitsleistung und das für die Arbeitsleistung geschuldete 
Entgelt, einig gewesen seien. Als Indiz für einen vereinbarungsgemäßen Vollzug des 
Arbeitsverhältnisses und damit für dessen betriebliche Veranlassung komme überdies auch in 
Betracht, dass der Stpfl. für die Ehefrau Sozialversicherungsaufwand abgeführt hat. 

Der Höhe nach wurde das gewährte Arbeitsentgelt jedoch nicht als angemessen eingestuft. 
Angemessen sei vielmehr der Arbeitslohn einer Bürogehilfin, der mit einem Stundenlohn von 10 € 
beziffert wurde. Auf Grund dieses Stundenlohns ergab sich ein monatlicher Nettolohn von 200 €, der 



als Betriebsausgaben bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit des Stpfl. anerkannt wurde. Die 
darüber hinausgehenden Zahlungen wurden steuerlich nicht anerkannt. 

Es bleibt hiernach festzuhalten, dass der Teil des „Arbeitslohns“, der über das fremdübliche 
hinausgeht, keine „Gegenleistung“ für erbrachte Arbeitsleistungen darstellt, sondern der privaten 
(familienrechtlichen) Sphäre zuzuordnen ist. Insoweit ist der Betriebsausgabenabzug auf Seiten des 
Arbeitgebers zu kürzen und auf Seiten des Arbeitnehmers ist ein geringerer Arbeitslohn anzusetzen. 

cc) Unangemessen niedriger Arbeitslohn 
Der Bundesfinanzhof hatte über einen anders gelagerten Fall zu entscheiden. Im Urteilsfall konnte 
festgestellt werden, dass die Angehörigen (im Streitfall die Eltern) für den Kläger gearbeitet hatten 
und zwar in einem Umfang, der die vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit überstieg. Da sich fremde 
Arbeitnehmer auf eine solche unbezahlte Mehrarbeit nicht eingelassen hätten, war die 
Finanzverwaltung der Ansicht, dass die Arbeitsverträge einem Fremdvergleich nicht standhielten, so 
dass der Betriebsausgabenabzug zu versagen sei. 

Der Bundesfinanzhof entschied dagegen mit Urteil vom 17.7.2013 (Aktenzeichen X R 31/12), dass 
das Arbeitsverhältnis anzuerkennen und der Betriebsausgabenabzug zu gewähren ist. 
Entscheidend für den Betriebsausgabenabzug sei, dass der Angehörige für die an ihn gezahlte 
Vergütung die vereinbarte Gegenleistung (Arbeitsleistung) tatsächlich erbringt. Dies sei auch dann 
der Fall, wenn unbezahlte Mehrarbeit geleistet wird. Die freiwillige Mehrarbeit könne aus dem 
Arbeitsverhältnis abgespalten und der familiären Nähebeziehung zugeordnet werden, ohne dass 
sich daraus in Bezug auf die steuerliche Anerkennung des Arbeitsverhältnisses Konsequenzen 
ergeben würden. 

d) Anerkennung eines Beratungsvertrags 
Können aus dem lohnsteuerlichen Ansatz und der Sozialversicherungspflicht eines mitarbeitenden 
Ehegatten keine Vorteile gezogen werden, so wird vielfach versucht, das Arbeitsverhältnis z.B. als 
Beratungsvertrag auszugestalten, so dass der Ehegatte gewerbliche oder freiberufliche Einkünfte 
erzielt. 

Die Abgrenzung vom Arbeitsverhältnis ist nach den üblichen Kriterien vorzunehmen. Eine 
selbständige Tätigkeit liegt vor, wenn sie auf eigene Rechnung, eigene Gefahr und unter eigener 
Verantwortung verrichtet wird. Im Gegensatz hierzu sprechen für eine Arbeitnehmereigenschaft 
folgende Merkmale: persönliche Abhängigkeit, Weisungsgebundenheit, feste Arbeitszeiten, feste 
Bezüge, Urlaubsanspruch, Fortzahlung der Bezüge im Krankheitsfall, Unselbständigkeit in 
Organisation und Durchführung der Tätigkeit, kein Unternehmerrisiko, keine Unternehmerinitiative, 
kein Kapitaleinsatz, Eingliederung in den Betrieb, Schulden der Arbeitskraft und nicht eines 
Arbeitserfolgs. 

So hatte das Finanzgericht Rheinland-Pfalz über folgenden Fall zu entscheiden: Die Klägerin ist 
gelernte Arzthelferin und bei ihrem Ehemann, einem Zahnarzt, beschäftigt. Im Jahr 2006 führte sie 
ein sog. Statusfeststellungsverfahren bei ihrer Krankenversicherung durch. Die 
Krankenversicherung kam zu dem Ergebnis, dass die Tätigkeit der Klägerin in der Zahnarztpraxis 
ihres Ehemannes nicht als abhängiges, sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis zu 
werten sei und befreite die Klägerin rückwirkend zum 1.1.1997 von der Sozialversicherungspflicht. 
Infolgedessen erstattete die Deutsche Rentenversicherung die zu Unrecht erhobenen Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerbeiträge zur Rentenversicherung an die Klägerin zurück. Das Finanzamt führte 
sodann eine Betriebsprüfung durch. Nach Auffassung des Finanzamts war das Arbeitsverhältnis der 
Klägerin mit ihrem Ehemann auch steuerlich nicht anzuerkennen. Es behandelte die von der 
Klägerin erklärten Einnahmen als gewerbliche Einnahmen. 

Das Finanzgericht stufte mit Urteil vom 23.1.2014 (Aktenzeichen 6 K 2294/11) die Tätigkeit dagegen 
als Arbeitsverhältnis ein. Das Gericht betonte, dass die sozial- und arbeitsrechtliche Einordnung für 
die steuerrechtliche Beurteilung, ob eine selbständige oder unselbständige Tätigkeit vorliegt, keine 
Bindungswirkung hat. Im Urteilsfall sprachen aber z.B. der feste Monatslohn, feste Arbeitszeiten und 
die Weisungsgebundenheit für eine steuerliche Arbeitnehmertätigkeit. 



Hinweis: 

In der Praxis wird – soweit der Ehegatte nicht ansonsten auch beratend tätig ist – eine Beratungstätigkeit 
schwer begründbar sein. Dann müsste insbesondere dargestellt werden, dass der Ehegatte nur das 
Arbeitsergebnis und nicht etwa die Arbeitsleistung schuldet. Gerade bei Routinetätigkeiten dürfte dies 
regelmäßig nicht gegeben sein. 

3 Mietverträge 

a) Mietvertrag zwischen Ehegatten 
Zwischen Ehegatten kann steuerwirksam ein Miet- oder Pachtvertrag abgeschlossen werden mit der 
Wirkung, dass die Miete oder Pacht beim zahlenden Ehegatten als Werbungskosten (oder 
Betriebsausgaben) steuermindernd geltend gemacht werden kann. Der vermietende/verpachtende 
Ehegatte hat die Zahlungen als Betriebseinnahmen oder Einnahmen aus Vermietung und 
Verpachtung anzusetzen. Allerdings ist die Vertragsgestaltung so durchzuführen, wie sie auch 
zwischen fremden Dritten üblich wäre. Dies hat das Finanzgericht Köln in dem Urteil vom 
22.10.2012 (Aktenzeichen 7 K 2964/09) nochmals betont. Nach dieser Entscheidung ist einem 
Pachtvertrag zwischen Ehegatten die steuerliche Anerkennung in vollem Umfang zu versagen, 
wenn der Pachtzins ohne weitere Vereinbarungen in ständig wechselnder Höhe jeweils „nach der 
aktuellen Kassenlage“ gezahlt wird. Dies gilt auch dann, wenn die unregelmäßigen Zahlungen auf 
Liquiditätsprobleme des Pächters zurückzuführen sind, die von keiner der Vertragsparteien zu 
vertreten sind. 

Ähnlich hat auch das Finanzgericht Düsseldorf in dem Urteil vom 21.5.2010 (Aktenzeichen 
1 K 292/09 E) entschieden. Danach kann ein zwischen Ehegatten abgeschlossener Mietvertrag 
steuerlich nicht anerkannt werden, wenn der Vermieter-Ehegatte dem Mieter-Ehegatten die Miete 
alsbald nach Eingang wieder zurückzahlt. 

Hinzuweisen ist auch auf das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 22.1.2013 (Aktenzeichen 
IX R 70/10). Entschieden wurde, dass dann, wenn der Vermieter bei von Beginn an unregelmäßig 
und später gänzlich eingestellten Mietzahlungen keine Kündigung ausspricht, kein 
einkommensteuerlich beachtliches Verhalten vorliegt, sondern dies als Handeln ausschließlich aus 
privaten Gründen zu verstehen ist. Das Gericht weist des Weiteren darauf hin, dass, sofern es am 
tatsächlichen Vollzug des Vereinbarten fehlt, nicht mehr geprüft werden muss, ob das Vereinbarte 
einem Fremdvergleich standhält. 

b) Entgeltliche Übertragung von Mietimmobilien zwischen Ehegatten 
Durch die Übertragung von Mietimmobilien, die bereits mehr als zehn Jahre gehalten werden, 
können zwischen Ehegatten erhebliche steuerliche Vorteile erzielt werden. Zu nennen sind z.B.: 

– Die entgeltliche Grundstücksübertragung zum Verkehrswert führt zu einer Anhebung des 
Abschreibungsvolumens. 

– Durch Finanzierung des Erwerbs mittels Übernahme privater Verbindlichkeiten können 
Zinsaufwendungen steuermindernd geltend gemacht werden. 

Hinweis: 
Eine Grundstücksübertragung zwischen Ehegatten ist von der Grunderwerbsteuer befreit. 

Diese Ziele werden allerdings nur dann erreicht, wenn der Übertragungsvertrag steuerlich anerkannt 
wird. Dabei ist vor allem auf drei Aspekte zu achten: 

1. Die Ehegatten müssen die Ernsthaftigkeit des geschlossenen Grundstückskaufvertrags 
nachweisen können. 

2. Die im Kaufvertrag geschlossenen Vereinbarungen müssen fremdüblich sein. 
3. „Hin- und Hergeschäfte” zwischen den Ehegatten im sachlichen und zeitlichen Zusammenhang 

mit dem Kaufvertrag sind zu vermeiden. 



Hinweis: 

Derartige Gestaltungen sind steuerlich komplex und bedürfen daher einer steuerlichen Beratung. 

4 Darlehensverträge 

a) Differenzierung nach dem Anlass der Darlehensaufnahme 
Gerade mit Darlehensverträgen zwischen Familienangehörigen werden oftmals Einkommensquellen 
innerhalb der Familie unter steuerlichen Gesichtspunkten gestaltet. Die Finanzverwaltung wendet für 
die steuerrechtliche Anerkennung der Darlehensverhältnisse sehr enge Maßstäbe an. 

Mit Urteil vom 22.10.2013 (Aktenzeichen X R 26/11) hat der Bundesfinanzhof dagegen entschieden, 
dass die Intensität der Prüfung des Fremdvergleichs bei Darlehensverträgen zwischen nahen 
Angehörigen vom Anlass der Darlehensaufnahme abhängig ist. 

– Der Fremdvergleich ist strikt vorzunehmen, wenn die Darlehensmittel dem Darlehensgeber zuvor 
vom Darlehensnehmer geschenkt worden sind. Gleiches gilt, wenn in einem Rechtsverhältnis, für 
das die laufende Auszahlung der geschuldeten Vergütung charakteristisch ist, die tatsächliche 
Auszahlung durch eine Darlehensvereinbarung ersetzt wird. 

– Dient das Angehörigendarlehen hingegen der Finanzierung der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten von Wirtschaftsgütern und ist die Darlehensaufnahme daher unmittelbar 
durch die Einkunftserzielung veranlasst, tritt die Bedeutung der Unüblichkeit einzelner Klauseln 
des Darlehensvertrags zurück. Entscheidend sind in diesen Fällen vielmehr die tatsächliche 
Durchführung der Zinsvereinbarung und die fremdübliche Verteilung der Vertragschancen und 
-risiken. 

b) Keine Anwendung des Abgeltungsteuersatzes 
Wird das Darlehensverhältnis steuerlich anerkannt, so ist allerdings zu beachten, dass die 
Darlehenszinsen im Regelfall nicht dem vergleichsweise günstigen Abgeltungsteuersatz von 25 % 
(zzgl. Solidaritätszuschlag), sondern dem normalen Steuertarif unterliegen. Diese Ausnahme von 
der Anwendung des Abgeltungsteuersatzes greift dann, wenn die Zinsen bei einer nahestehenden 
Person als Schuldner Betriebsausgaben oder Werbungskosten darstellen. Dies stellte das 
Finanzgericht München in dem Urteil vom 26.2.2013 (Aktenzeichen 11 K 2365/10) klar. Die 
Nichtanwendung des Abgeltungsteuersatzes erfolgt, um einen Missbrauch von Gestaltungen zu 
verhindern. Ansonsten könnte bei nahen Angehörigen das Darlehensverhältnis genutzt werden, um 
die Zinsen auf der einen Seite nur mit 25 % Abgeltungsteuer zu versteuern, auf der anderen Seite 
aber als Betriebsausgaben oder Werbungskosten geltend zu machen, was sich in Höhe des 
regulären Einkommensteuersatz, der bis zu 45 % betragen kann, auswirken würde.  

Der Abgeltungsteuersatz kommt bei privaten Angehörigen nicht zur Anwendung, da es in diesen 
Fällen typischerweise an einem bei Fremden bestehenden Interessengegensatz fehlt und daher 
eher die abstrakte Gefahr einer missbräuchlichen Gestaltung im Sinne einer Steuersatzspreizung 
besteht, wie die Rechtsprechung schon mehrfach entschied. 
Hinweis: 

Allerdings ist zu beachten, dass gegen die Urteile der Finanzgerichte zur Nichtanwendung des 
Abgeltungsteuersatzes Revisionen beim Bundesfinanzhof anhängig sind. Dabei wird insbesondere die Frage 
gestellt, ob die Sonderregelung, nach der in diesen Fällen die Abgeltungsteuer nicht gelten soll, wegen 
Verstoßes gegen Art. 6 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1 GG verfassungswidrig ist und ob der unbestimmte 
Rechtsbegriff der „einander nahestehenden Personen“ auch Angehörige erfasst. Insoweit sollten die 
Steuerveranlagungen der Angehörigen, in denen die Zinseinnahmen erfasst werden, verfahrensrechtlich offen 
gehalten werden. 

 

 


